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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2527 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 3. Juli 1956 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, DP, DA eingebrachten 
Entwurfs eines Elften Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs 

- Drucksache 2527 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Außenhandelsfragen 

(23, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Elften Gesetzes zur Änderung 
des Zolltarifs 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Die Bundesregierung kann Zollsätze, 
die durch die Siebenundfünfzigste Verordnung 

über Zollsatzänderungen vom 1956 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .) und die Achtund- 
fünfzigste Verordnung über Zollsatzänderun- 
gen vom 1956 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) ermäßigt oder aufgehoben worden 
sind, durch Rechtsverordnung bis zu ihrer 
früheren (tarifmäßigen, vertragsmäßigen oder 
zeitweiligen) Höhe anheben, soweit die Ein- 
fuhr infolge der Ermäßigung oder Aufhebung 
der Zollsätze die im Inland ansässigen Her- 
steller oder Erzeuger in ihrem Bestand ernst- 
haft schädigt oder zu schädigen droht. 

(2) Die Bundesregierung hat die Rechts- 
verordnung innerhalb von 10 Tagen nach 
der V erkündung dem Bundestag mitzuteilen. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 

Entwurf eines Elften Gesetzes zur Änderung 
des Zolltarifs 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Die Bundesregierung kann Zollsätze, 
die durch die Siebenundfünfzigste Verordnung 
über Zollsatzänderungen vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 610) und die Achtund- 
fünfzigste Verordnung über Zollsatzänderun- 
gen vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 611) ermäßigt oder aufgehoben worden 
sind, durch Rechtsverordnung bis zu ihrer 
früheren (tarifmäßigen, vertragsmäßigen oder 
zeitweiligen) Höhe anheben, soweit die Ein- 
fuhr Infolge der Ermäßigung oder Aufhebung 
der Zollsätze die im Inland ansässigen Her- 
steller oder Erzeuger In ihrem Bestand oder 
ihrer Beschäftigungslage ernsthaft schädigt 
oder zu schädigen droht. 

(2) entfällt 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 3 § 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner unverändert 

Verkündung in Kraft. 
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